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Oberverwaltungsgericht der freien Hansestadt Bremen 

OVG: 1 EI 42/19; 1 B 43/19 
(VG: 4V316/19;4V1El2/1EI) 

Beschluss 

In den Verwalt1.1ngsrechtssachen 

des Herrn r '· -· ' 

Antragsteller und Beachw111rd111fOhrer, 

F'roz.·Bev.: 
Meyer·Mewa u. 1., Reoht11nw1lt Jan Lam, Suchtstraße 13, 26195 Bremen, 
Gz:.: - J  • 

gegen 

die Stadtgemeinde Bremen, vertreten durch den Senator für Inneres, Contreacarpe 22 -
24, 213203 Bremen, 

Antragegegnerln und Beschwerdegegnerin, 

Prozessbevollmächtigte: 
Frau Greve, Senator für Inneres - Jostiziarlat, Stresemannstraße 48, 26207 
Bremen, 
Gz.: •  • 

hat d11s Oberverwaltungsgericht der Freien Henaestadt Bremen - 1. Senat· durch Rlehter 

Dr. Malerhöfer, Richter Traub und Richterin Dr. Koch am 13. Februar 2019 beschlo11111en: 

Die Verfllhren 1 B 42119 und 1 B 43/19 werden gemäß 
§ 93 VwGO :.tur gemeinsamen Entscheidung verb1.1n­
den und unter dem Aktenzelehen 1 B 4211 e fortgeführt. 

Der Be•chluaa de1 V1rw11ltung1g1rlcht.a Elremen - 4. 
Kammer -- vom 12.02.2019 wird mit Auanahme der 
streltwertfastaebt1.1ng aufgehoben. 

Unter Abänderung des SeschluHe& des Verwaltunga· 
gerlchts Breman - 4. Kammer - vom 31.01.2019 wird 
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die Antragsgegnerin verpflichtet, den Antragat1ll1r bis 
zum rechtskräftigen Abschluss des famillengerlchtll­
chen Verfahrens   über die Regelung 
des Umgangerechts fllr das Kind · · · "-- ··--·-, 
-,-~ ... ers, geboren am .2016, zu CJu1aan. 

Die Kosten dar V1rf1hren trägt der Antragsteller zu 118 
und die Antragsgegnerin zu 6/6. 

Der Streitwert wird fllr die Beschwerdeverfahren bis 
zu Ihrer V1rbindung mit dleetm Beschluss auf jeweils 
1.250,00 Euro und ab ihrer Verbindung auf ins11111mt 
2.soo,00 Euro feetgesetzt. 

D1r Antrag auf Elewllllgung von Prozeteko&tenhllfe 
und Beiordnung von R1cht1111mwalt Lam fllr das Be· 
schwerdeverfehren wird abgelehnt. 

Gründe 

N.N.r~JJJB s.S._12 

Die zuläaslge eeschwerde, mit der der Antragsteller eich nur gegen die Ablehnung der 

Dulr:Jung ilber den 12.02.2019 hinaus wendet, ist begrOndet. 

Eine Abschiebung dll!I Antragstellers Ist wegen der Schutzwirkungen des Art. 6 GG, 

Art. lil EMFl.K In der Form dell Schutzes r:Jes Familienlebens fClr die Dauer des anhängigen 

familiangerlchtlichen Verfahrens (   SO) rechtlich unmöglich. 

Die aufenthaltsrechtllchen Schutzwirkungen dea Art. 6 Abs. 1 und 2 GG sind nach der 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichte (BVerfG, Besohl. v. 06.12.2005 2 BvR 

1001/04 - Jurte Rn. 21 f., 24 ff.) gegenüber den allgemeinen elnwanderi.1ng$p0Htischan 

Belangen der Zuzugsregelung und ·besohränkung von Aualllndern vorrangig lilm Kindes• 

wohl zu messen. Olea gilt nicht nl.lr dann, wenn das Kind mit seinem aueländlschen El­

temtell In einer „funktionierenden" Eltem-Klnd-Beziehung lebt. Auch der Umgang des 

KlndH mit dem getrennt lebenden Elternteil Ist fUr die Entwicklung und das Wohl des 

Kin du grundsätzlich von herausragender Bedeutung (§ 1626 Abs. 3 BGB), und ea dient 

in der Regel ganz wesentlich dem Bedürfnis des Kindes und seiner Pereönllchkeltsent• 

wicklung, Beziehungen iilUOh zu diesem Eltemtall aufzubauen und zu erhalten. 

Die Schutzwirkungen des Art. B GG!, Art. 8 EMRK In der Form des Schutii:es doe Famili­

enlebens greifen dabei nach der Rechtsprechung. de& EGMR bereits auch, wenn ein fa­

mlllengerichtllchee Verfahren noch anhllnglg Ist, und kllnnen fl.!r dessen Dal.ler eine Ab-
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schiebunQ rechtfieh unmöglich machen. Das in Art. B EMRK verankerte Recht auf Ach­

tung des Famillenlebens legt dabei den Innerstaatlichen ·Behörden auf, das Verfahren, 

das iu einem Eingriff In das geschützte Recht führt, fair und In einer Welse auszugestal­

ten, dass die von Art. e EMRK geschützten Interessen ausreichend berücksichtigt wer­

den. Ausländerrechtliohe Maßnahmen haben lneowelt zu berücksichtigen, dallil dem Be­

troffenen nicht alle Möglichkeiten sinnvoller Betelllgung an einem famlllengerlchtllchen 

Verfahren genommen werden, fUr welehe die Verfügbarkeit dH Ausländers von ent· 

scheidender Bedeutung ist. Maßnahmen der Ausländerbehörde und der mit dem Auslän­

derrecht befaseten Gerichte dürfen dabei nloht zu einer de facto Entscheidung In einem 

Verfahren wegen des Umgangarechts führen, es aleo nicht präjudizieren (vgl. eGMR, Urt 

v. 11.07.2000 - 29192/95i Ciliz ./. Niederlande - NVwZ 2001, 1547). 

Vorliegend würde eine Abschiebung des Antragetellers vor AbsohluH dH famillenge­

rlohtllohen Verfahrens auf E!lnriiumung eines UmQ11ngsrechts die Durchsetzung seiner 

lntereesen Im familiengerlchtlichen Verfahren und an dar Wlederheratellung eines Kon­

taktes zu seinem Kind hindern bzw. :i:umlndHt wesentlich er$ohweren. Oem Antragsteller 

kann auch nicht entgegen gehalten werden, er aei bereits pereönlloh angehört worden 

und werde im Weiteren durch einen Prozelllllbevollmi!lchtigten hinreichend vertreten. 

Nach telefonischer Auskunft des :i:uetändigen Famlllenrlchters gegenüber dem Senats· 

vorsltz.enden (vgl. den zweiten Vermerk zum Az. 1 B 42/19 vom 13.02.2019) wird nun­

mehr zeitnah mit der Kindermutter die Mögllohkelt eines begleiteten Umgang$ des Kindes 

mit dem Kindesvater erörtert. Sollte die Kindesmutter einem engmaschig begleiteten 

Umgang des Antragstellers mit dem Kind zustimmen, würde eine solche Umgangsrege­

lung vom Familiengericht 11oraussichtllch getroffen werden. Sollte die Kindesmutter einem 

begleiteten UmQang nicht zustimmen, wäre voraussichtlich ein Gutachten einzuholen. 

Erfahrungsgemäß erfordere ein solohes Gutachten 0111. zwei bis drei Explorationsgesprä­

ohe zwischen Gutachter und Kindesvater. 

Ollue Verfahrensweise worde nach Auffassung des Senats durch die Abschiebung un­

möglich gemacht. Auch wenn einzelne Gespräche mit dem Gutachter möglicherweise 

auch telefonlech durchgeführt werden könnten, ist doch der persönliche Eindruck des 

Gutachters vom E!llerntell bedeutsam, Ob die Antragsgegnerin für eolohe Termine rege!· 

mäßig eine BetretunQserlaubnis erteilen wird, kann nicht mit der erforderllehitn Sicherheit 

prognostiziert werden. Eine Reise des Gutachter• nach Mazedonien ereoh111lnt praxis­

fremd. 
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Der Senat verkennt dabei nicht, dasa von Selten der Kindeamutter der schwerwiegende 

Vorwurf erhoben wird, der Antragsteller habe sie geschlagen und massiv bedroht. Oie 

Vorwürfe, die der Antragsteller bestreitet, aind bislang allerdings strafrechtlich nicht ab· 

sohliell.end aufgeklärt. Auch sind eventuelle Auswirkungen auf daa Umgangs- und Sorge­

recht dee Antragstellers nicht Im aufenthaltsrechtllohen, sondern Im famlltengerlchtllchen 

Verfahren zu klären. Die Antragsgegnerin stützt die geplante Aufenthaltsbeendigung des 

Antragstellers im Übrigen bislang nicht auf Gefahrenabwehr. 

Oie Kostenentscheidung folgt aus § 155 Aba. 1 VwGO. Die Streitwertfestselzung beruht 

auf§§ 47 Abs. 1, 53 Abs. 2, 52 Abs. 1 GKG. 

Dieser Beschluss Ist unanfechtbar (§ 162 Abt. 1 VwGO). 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe wer abzulehnen, Der Antragsteller hat 

keine Unterlagen Ober seine persön!lohen und wlrtsohaftllehen Verhältnisse vorgelegt. 




